Was passiert, wenn ich von der Krankenkasse ausgesteuert werde?
Dann tritt die Nahtlosigkeitsregelung in Kraft. Unter Nahtlosigkeitsregelung versteht man den Anspruch auf Arbeitslosengeld eines nicht nur vorübergehend Leistungsgeminderten, der keine versicherungspflichtige Beschäftigung mehr ausüben kann - somit nicht "verfügbar" ist -, bei dem aber auch verminderte Erwerbsfähigkeit (noch) nicht festgestellt wurde. Die Nahtlosigkeitsregelung überbrückt also eine Phase bis zur Klärung der Zuständigkeit zwischen Agentur für Arbeit und gesetzlicher Rentenversicherung.
§ 145 Abs. 1 SGB III - Arbeitsförderung gibt einem Arbeitslosen, der nach den Feststellungen der Agentur für Arbeit wegen Minderung seiner Leistungsfähigkeit mehr als 6 Monate nicht mehr in der Lage ist/voraussichtlich nicht mehr in der Lage sein wird, 15 Stunden wöchentlich unter arbeitsmarktüblichen Bedingungen zu arbeiten, einen Anspruch auf Arbeitslosengeld I.
Die Agentur für Arbeit hat den betroffenen Arbeitslosen unverzüglich aufzufordern, innerhalb eines Monats einen Antrag auf Leistungen zur medizinischen Rehabilitation oder zur Teilhabe am Arbeitsleben zu stellen (§ 145 Abs. 2 SGB III). Stellt der Arbeitslose diesen Antrag fristgemäß, so gilt er zum Zeitpunkt des Antrags auf Arbeitslosengeld (somit rückwirkend) als gestellt. Stellt der Arbeitslose den Antrag nicht, ruht der Anspruch auf Arbeitslosengeld vom Tage nach Ablauf der Frist bis zu dem Tage, an dem der Arbeitslose den Antrag auf Leistungen zur medizinischen Rehabilitation oder zur Teilhabe am Arbeitsleben nachholt, bzw. Antrag auf Rente wegen Erwerbsminderung stellt.
Die Feststellung, ob verminderte Erwerbsfähigkeit vorliegt, trifft der zuständige Träger der gesetzlichen Rentenversicherung (§ 145 Abs. 1 S. 2 SGB III).

Wird eine Erwerbsminderungsrente abgelehnt, fällt die/der Betroffene aus dem SGB II heraus und muss Leistungen (Sozialhilfe) nach dem SGB XII beantragen.
Sozialhilfe / Grundsicherung im Alter
 nach SGB XII




Keinen Anspruch auf Leistungen nach dem SGB II (Arbeitslosengeld II) haben Personen, die Altersrente beziehen, eine befristete Erwerbsminderungsrente sowie Personen ab 15 Jahre, die nicht mindestens drei Stunden täglich arbeiten können (Schwerbehinderte). Auch Menschen, die sich in stationären Einrichtungen oder als Inhaftierte in Gefängnissen aufhalten, haben keinen Anspruch auf Alg II. Dabei gelten zwei Ausnahmen: Menschen, die voraussichtlich weniger als sechs Monate in einem Krankenhaus oder einer Einrichtung der medizinischen Rehabilitation untergebracht sind oder sich zwar länger in der Reha aufhalten, nebenbei aber mindestens 3 Std. am Tag arbeiten.

Wer also diese Kriterien nicht erfüllt muss Leistungen nach dem SGB XII beantragen:

Personen, die ihren Lebensunterhalt nicht aus eigenem Einkommen und/oder Vermögen sicherstellen können, können eine der folgenden Leistungen für den Lebensunterhalt in Anspruch nehmen: 
Hilfe zum Lebensunterhalt („Sozialhilfe“) nach dem 3. Kapitel SGB XII 

für von den Grundsicherungen ausgeschlossene 

Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem 4. Kap. SGB XII, 

für dauerhaft Erwerbsunfähige ab 18 Jahre und Personen ab 65 + Jahre, sowie deren PartnerInnen. 

Hilfe zum Lebensunterhalt

Für alle Personen, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland haben und keine Leistungen nach dem SGB II beziehen können, ist das Existenzminimum über Sozialhilfeleistungen nach dem SGB XII sicherzustellen. Von der Ausrichtung her erhalten Hilfe zum Lebensunterhalt Kinder und Erwachsene bis zur Altersrente, die nicht dauerhaft voll erwerbsgemindert sind (Zeitrentner) und bedürftig sind. 
Aber: Ist infolge wiederholter Pflichtverletzungen bei Bezug von Alg II eine Sanktion von 100% erfolgt und es werden keine Leistungen mehr gezahlt, besteht kein Anspruch auf ergänzende Leistungen der Sozialhilfe nach dem SGB XII. 
Die Hilfe zum Lebensunterhalt umfasst folgende Punkte:

Der Eckregelsatz für allein Stehende beträgt 382 Euro (100 %) ab dem 01.01.2013.


	Regelleistung
für Paare (jeweils):
 90 %
	Regelleistung  18 - 24 Jahre im Haushalt der Eltern lebend
	Regelleistung
für Kinder von 14 bis 17 Jahre
	Regelleistung für
Kinder von 6 bis 13 Jahre:
	Regelleistung für
Kinder bis 5 Jahre

	345 Euro
	306 Euro
	289 Euro
	255 Euro
	224 Euro


Unterkunftskosten
Das Sozialamt übernimmt die kompletten Mietkosten nur, wenn die Wohnung den individuellen und angemessenen Vorgaben des Sozialamtes entspricht. 

Heizkosten
Das Sozialamt ist verpflichtet, die tatsächlich entstehenden Heizkosten zu übernehmen. Sie müssen, ebenso wie die Miete, angemessen sein. Die individuelle Heiz- und Wohnsituation müssen vom Amt bei der Bewilligung berücksichtigt werden. 

Anspruch auf Mehrbedarfszuschlag haben:
a) Menschen, die in Altersrente sind oder 

b) voll erwerbsgeminderte Menschen.


Andere laufende Leistungen
Zu den anderen laufenden Leistungen zählen vorrangig die Übernahme von Krankenversicherungsbeiträgen, Kosten angemessener Alterssicherung oder die Behebung einer Notlage, wie in Einzelfällen die Übernahme von Mietrückständen. 

Aber: Wer Hilfe zum Lebensunterhalt bezieht, bei dem werden die Verwandten in erster Linie (Kinder, Eltern) vom Sozialamt finanziell zu Unterhaltsleistungen herangezogen.

Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung

Anspruch auf Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung haben:

1. Personen, die Altersrente erhalten,

2. Personen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben und die aus medizinischen Gründen dauerhaft voll erwerbsgemindert sind,

3. bedürftig sind; das bedeutet ihren Lebensunterhalt nicht mit eigenen Einkommen und Vermögen sicherstellen können,

4. und ihren gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland haben

Der Leistungsumfang der sozialen Grundsicherung entspricht der Regelleistung.
Wer diese Leistungen bezieht, muss keine Befürchtungen haben, dass die Angehörigen zur Kasse gebeten werden. Unterhaltsansprüche gegen Eltern und Kinder bestehen nur, wenn deren Jahresbruttoeinkommen über 100.000 Euro liegt.

Angespartes Geld wird bis auf Freibeträge angerechnet:

Der Grundbetrag beträgt für 
· die Sozialhilfe nachfragende Person bei voller Erwerbsminderung oder ab dem 60. Lebensjahr 2.600 Euro, ansonsten 1.600 Euro 
· die/den Partner/in  614 Euro 

· der Erhöhungsbetrag für unterhaltene Personen, z.B. Kinder beträgt 256 Euro. 
Einkommensanrechnung

Zum Einkommen im Sinne des SGB XII gehören grundsätzlich alle Einkünfte in Geld oder Geldeswert, so z.B. Arbeitseinkommen auch aus geringfügiger Beschäftigung, Renten, Kindergeld, Leistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz. Nicht zum Einkommen gehören die Leistungen nach dem SGB XII und die Grundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz.

Ein Einkommen wegen Ausübung einer Tätigkeit während des Bezugs von Hilfe zum Lebensunterhalt oder Grundsicherungsleistungen ist grundsätzlich gestattet. In beiden Fällen ist ein Betrag in Höhe von 30 % des Einkommens aus selbstständiger und nichtselbstständiger Tätigkeit abzusetzen, höchstens jedoch 50 % des Eckregelsatzes.
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